
Nachhaltige Holzhäuser.
Natürlich Schöb.

Regierungschef und Aussenministerin 
verteidigen Ja zu Gaza-Resolution 
Im Landtag gab es Kritik, dass Liechtenstein für eine UN-Resolution zum Gazastreifen stimmte, in der der Hamas-Terror nicht erwähnt wird. 

Elias Quaderer 
 
Vor dem Hintergrund der eska-
lierenden Situation im Gaza-
streifen befasste sich auch der 
Landtag in einem Sondertrak-
tandum mit der Frage, was der 
neue Krieg im Nahen Osten für 
Liechtenstein bedeutet. Im Zen-
trum sollte in erster Linie die in-
nere Sicherheit des Landes ste-
hen. Doch während der Frage-
runde kam auch Liechtensteins 
jüngstes Abstimmungsverhalten 
bei den Vereinten Nationen zur 
Sprache: Bei der UN-General-
versammlung vor zwei Wochen 
stimmte Liechtenstein – ge-
meinsam mit 119 anderen Staa-
ten – für eine Resolution, die 
eine sofortige humanitäre Waf-
fenruhe im Gazastreifen fordert. 
Allerdings war die Resolution 
auch umstritten. Denn im Text 
wird mit keinem Wort erwähnt, 
dass der Terrorangriff der Ha-
mas auf Israel erst den neuen 
Krieg im Nahen Osten vom 
Zaun brach. 

Aus diesem Grund gab  
es auch Kritik am Abstim-
mungsverhalten Liechtensteins: 
Georges Baur, Aussenpolitikex-
perte und Forscher am Liech-

tenstein-Institut, meinte, dass 
sich Liechtenstein besser seiner 
Stimmen enthalten hätte – so  

wie es Deutschland oder Italien 
machten. Stattdessen habe 
Liechtenstein aber einem Reso-

lutionstext ohne Verurteilung des 
Hamas-Terrors zugestimmt – un-
ter dem Jubel von Staaten wie 
Russland, Nordkorea und Kuba. 
«Die Hamas – wenn auch nicht 
ihre Handlungen – wird damit 
indirekt legitimiert», meinte 
Baur.  

Auch im Landtag sahen 
manche Abgeordnete das 
Stimmverhalten Liechtensteins 
kritisch. So sprach Sebastian 
Gassner von einer «ungünsti-
gen Positionierung». Er äusser-
te Bedenken darüber, was für 
ein Zeichen Liechtenstein mit 
dem Ja zur Resolution setze. 

Risch: «Enthalten ist  
auch keine Haltung» 
Unbeirrt von der Kritik zeigte 
sich Regierungschef Daniel 
Risch. Er hielt fest: «Ich  
stelle mich klar hinter das Ab-
stimmungsverhalten Liechten-
steins». Er betonte, dass das 
UN-Votum nicht schwarz-weiss 
interpretiert werden dürfe. 
Liechtenstein habe der Resolu-
tion zugestimmt, weil es im Kern 
um die Menschenrechte gegan-
gen sei. Dies war der kleinste ge-
meinsame Nenner, auf den sich 
die Vollversammlung einigen 

konnte. «‹Alles oder nichts› war 
nicht unsere Haltung. Und Ent-
halten ist auch keine Haltung», 
so Risch. Zudem hätten neben 
Liechtenstein auch andere Part-
nerstaaten wie die Schweiz oder 
Luxemburg die Resolution be-
fürwortet. 

Gassner: «Das ist schon 
eine krasse Nummer» 
Darauf verwiesen die FBP-Ab-
geordneten Sebastian Gassner 
und Wendelin Lampert auf ei-
nen Zusatzantrag, den Kanada 
bei der UN-Vollversammlung 
eingebracht hatte. Ziel des An-
trags wäre gewesen, den Resolu-
tionstext um eine Verurteilung 
des Hamas-Terrors zu ergänzen. 
Liechtenstein unterstützte den 
Antrag, doch erreichte er nicht 
die notwendige Zweidrittel-
mehrheit.  

Wie Gassner und Lampert 
betonten, stimmten auch die 
Verfasserstaaten der Gaza-Re-
solution gegen den Zusatzan-
trag – und machten damit deut-
lich, was für Intentionen sie mit 
der Resolution verfolgten. «Das 
ist doch eine krasse Nummer. 
Wenn es tatsächlich um die 
Menschenrechte gehen würde, 

hätten diese Staaten dem Erwei-
terungsantrag zustimmen müs-
sen», sagte Gassner. 

Aussenministerin Domini-
que Hasler entgegnete, dass ne-
ben dem Abstimmungsergebnis 
selbst auch der Kontext betrach-
tet werden müsse: Liechten-
steins UN-Botschafter habe sich 
im Vorfeld differenziert zur Lage 
im Nahen Osten geäussert. Und 
während der Debatte habe das 
Fürstentum wiederholt den Ha-
mas-Terror verurteilt. «Damit 
man das Abstimmungsverhal-
ten nicht missversteht, ist das 
Verhalten Liechtensteins vor 
der Abstimmung zu betrach-
ten», so Hasler. 

Diesbezüglich eine andere 
Meinung vertrat Experte Baur 
vergangene Woche gegenüber 
dem «Vaterland». Aus seiner 
Sicht wird nur in Erinnerung 
bleiben, dass Liechtenstein ei-
nem Resolutionstext zuge-
stimmt hat, dem wesentliche 
Elemente wie die Verurteilung 
des Hamas-Terrors fehlten. 
«Niemanden wird es später in-
teressieren, wie Liechtenstein 
es bedauerte, dass die kanadi-
sche Ergänzung nicht ange-
nommen wurde.»

Regierungschef Daniel Risch: «Ich stelle mich klar hinter das  
Abstimmungsverhalten Liechtensteins.» Bild: D. Schwendener

Mehr Polizeipräsenz für schwedisches Honorarkonsulat 
Der Krieg der Hamas gegen Is-
rael erhöht die Angst, dass der 
Terror auch nach Europa getra-
gen wird. Und auch Liechten-
stein bleibt von den Folgen des 
neuen Konflikts nicht verschont, 
betonte gestern Innenministerin 
Sabine Monauni im Rahmen ei-
nes Sondertraktandums. Als 
Beispiel verwies sie darauf, wie 
Mitte Oktober das Vaduzer 
Städtle mit einer Bombendro-

hung lahmgelegt wurde. Der Tä-
ter gab sich dabei als Palästina-
Unterstützer aus. «Glücklicher-
weise stellte sich die Drohung 
als falsch heraus», so Monauni. 
Und nach aktuellem Ermitt-
lungsstand habe die Tat keinen 
extremistischen Hintergrund. 

Aufgrund der verschärften 
Sicherheitslage habe auch die 
Polizei Massnahmen ergriffen: 
«Die Landespolizei hat vor Wo-

chen die Bestreifung des schwe-
dischen Honorarkonsulat in Va-
duz verstärkt», berichtet Mo-
nauni. Dies geschah, nachdem 
vor drei Wochen ein Attentäter 
in Brüssel zwei schwedische 
Fussballfans tötete. 

«Thema Sicherheit muss  
Priorität erhalten» 
Monauni musste allerdings ein-
räumen: «Die Durchhaltefähig-

keit der Landespolizei ist be-
grenzt.» Personell sei sie nicht 
aufgestellt für eine Welt, «die in 
Blöcke zerfällt, in der Konflikte  
kriegerisch ausgetragen und 
durch Migration in die Mitte eu-
ropäischer Gesellschaften ge-
tragen werden». Darum gelte 
es, den Personalbestand an die 
neue Lage anzupassen.  

Einen ersten Schritt hat die 
Regierung bereits unternom-

men: Sie beantragt neun zusätz-
liche Stellen bei der Landespo-
lizei. Der Landtag wird noch 
diese Woche im Rahmen der 
Budgetdebatte darüber ent-
scheiden, ob er das dafür nötige 
Geld spricht. Anhand der gest-
rigen Debatte ist von keiner 
grossen Opposition auszuge-
hen. So meinte etwa der Abge-
ordnete Peter Frick (VU) mit 
Blick auf den Budgetnachtrag: 

«Ich hoffe, dass das Thema Si-
cherheit endlich im Landtag 
ankommt. Dieses Thema muss 
Priorität erhalten.» 

Abschliessend mahnte In-
nenministerin Monauni, dass 
es trotz der verschärften Situa-
tion keinen Grund für Alarmis-
mus gebe: «Liechtenstein  
gehört nach wie vor zu den si-
chersten Ländern der Welt.» 
(equ) 

Bevölkerungsschutz: «Wichtig, dass Bewegung in Sache kommt» 
Die Regierung soll verschiedene Möglichkeiten prüfen, wie sich Liechtenstein in Krisen bestmöglich selbst helfen kann.  

Vor allem durch die Corona-
pandemie, Kriegsausbrüche 
und Naturkatastrophen ist das 
Bewusstsein für Risiken in den 
vergangenen Jahren gestiegen. 
Doch die Palette an Gefahren 
wird immer grösser – gleichzei-
tig ist der Bestand von Men-
schen, die in Hilfs- und Ret-
tungsorganisationen tätig sind, 
nicht gewachsen. Im Gegenteil. 
Immer weniger Menschen sind 
bereit, sich ehrenamtlich zu  
engagieren. Die Stiftung Zu-
kunft.li hat dazu die Publika-
tion «Bevölkerungsschutz. Was 
bedroht, wer schützt?» heraus-
gegeben und stellte fest: 
«Liechtenstein kann dank Ab-
kommen mit den Nachbarlän-
dern im Krisenfall auf Hilfe 
zählen, die allerdings auf Frei-
willigkeit beruht. Um Hilfe von 
anderen Ländern zu erhalten, 
muss Liechtenstein beweisen 
können, selbst optimal für Kri-

sen vorgesorgt zu haben. An-
ders als die Nachbarländer 
kennt Liechtenstein keine Mili-
tär- oder Zivilschutz-Dienst-
pflicht, es stehen daher weit 
weniger ausgebildete Einsatz-
kräfte zur Verfügung.» Im Ok-
tober haben nun diverse Land-
tagsabgeordnete dazu auch ein 
Postulat eingereicht, mit dem 
die Regierung eingeladen wird, 
zahlreiche Fragen rund um den 
Bevölkerungsschutz zu beant-
worten. Mit 20 Ja-Stimmen 
wurde dieses am Mittwoch 
vom Landtag überwiesen. 

Diverse komplexe Themen – 
Beantwortung schwierig 
Das Postulat war weitestge-
hend unumstritten, allerdings 
gab es doch Abgeordnete, wel-
che einige Fragestellungen und 
Ausführungen als «zu weitge-
hend» beurteilten. «Gute Ant-
worten sind wichtig, dafür be-

nötigt es aber Zeit. Ein brauch-
bares Ergebnis ist hier meiner 
Meinung nach frühestens in 
zwei Jahren zu erwarten», 
merkte auch die FBP-Abgeord-
nete Franziska Hoop mit Blick 
darauf an, dass Postulate in der 
Regel innerhalb von vier Land-
tagssitzungen beantwortet wer-
den. 

Und auch der DPL-Abge-
ordnete Thomas Rehak be-
zeichnete den Inhalt des Postu-
lats als «Sammelsurium von 
Wünschen». Vor allem für die 
Themen «Blackout», «Cyber-
sicherheit» oder «Schutzraum-
konzepte» wären seines Erach-
tens eigene Vorstösse nötig, sie 
seien an dieser Stelle Fehl am 
Platz. Deshalb schlug er vor, 
den Vorstoss entsprechend an-
zupassen und neu einzurei-
chen. Auch Innenministerin 
Sabine Monauni bat die Postu-
lanten darum, sie von der Be-

antwortung einer dieser kom-
plexen Fragen zu «entbinden». 
Doch weil einer der Postulan-
ten nicht anwesend war, 
konnte diesem Wunsch nach 
einer Anpassung des Postulats 
nicht entsprochen werden. Al-
lerdings betonte der VU-Abge-
ordnete Peter Frick auch: «Uns 
ist natürlich bewusst, dass eini-
ge Fragen sehr schwierig zu be-
antworten sind, vor allem in-
nerhalb von vier Landtagssit-
zungen. So würden die 
Erwartungen auch entspre-
chend zurückgeschraubt. «Wir 
werden die Beantwortung si-
cher nicht in der Luft zerreis-
sen», machte Peter Frick des-
halb deutlich. Wichtig sei viel-
mehr, dass Bewegung in die 
Sache komme und die Diskus-
sion noch mehr angestossen 
werde. 
 
Desirée Vogt

Für den VU-Abgeordneten Peter Frick ist vor allem eines wichtig: 
Dass die Diskussion vorangetrieben wird. Bild: D. Schwendener
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